
  Subbeilage zu Verf-2013-158664/25 

  Seite 1 

Textgegenüberstellung zum Begutachtungsentwurf der 

Oö. Bodenschutzgesetz-Novelle 2022 

 

 

Landesgesetz über die Erhaltung und den Schutz des Bodens vor schädlichen 

Einflüssen sowie über die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln 

(Oö. Bodenschutzgesetz 1991) 

 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

IV. ABSCHNITT: Pflanzenschutz 

§ 16 Schutzzweck, Anwendungsbereich 

§ 16a Datenverkehr 

§ 16b Auskunftserteilung 

§ 17 Sachkundenachweis 

§ 18 Verwendung 

§ 18a Aufzeichnungen 

§ 18b Aufbewahrung und Lagerung 

§ 18c Pflanzenschutzgeräte 

§ 19 Überprüfung der Pflanzenschutzgeräte 

§ 20 Informationspflicht 

§ 21 Maßnahmen 

§ 21a Aktionsplan 

§ 21b Information und Sensibilisierung 

III. ABSCHNITT 

Düngung 

§ 15 

Ausbringung von Gülle (Jauche), Güllelagerung 

(1) Die Ausbringung von Gülle (Jauche) darf unbeschadet der im § 14 dargelegten 

Grundsätze nur in einem Ausmaß erfolgen, das dem Anfall bei einer dem Grundsatz der 

Flächenbindung der Veredelungswirtschaft entsprechenden Nutztierhaltung entspricht; 

demnach ist bei der Nutztierhaltung im Hinblick auf die anfallende Gülle(Jauche)menge auf 

ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Tierbestand und Ausbringungsfläche Bedacht zu 

nehmen. 

(2) Bei der Ausbringung von Gülle (Jauche) ist darauf zu achten, daß keine 

Abschwemmung eintritt. 

(3) Die Ausbringung von Gülle (Jauche) ist verboten: 

 1. auf wassergesättigte oder durchgefrorene Böden sowie auf Böden mit geschlossener 

Schneedecke; 

 1.2. auf Gemüse-, Beerenobst- und Heilkräuterkulturen während der Reife- und Erntezeit; 



  Seite 2 

 2.3. auf Almböden und verkarstete Böden; § 7 Abs. 5 gilt sinngemäß. 

(4) Die Inhaber tierhaltender landwirtschaftlicher Betriebe sind verpflichtet, für 

ausreichenden Gülle(Jauche)lagerraum für eine mindestens sechsmonatige Lagerung 

vorzusorgen. 

IV. ABSCHNITT 

Pflanzenschutz 

§ 17 

Sachkundenachweis 

(1) Pflanzenschutzmittel dürfen, außer bei der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln 

gemäß § 11 Pflanzenschutzmittelverordnung 2011, BGBl. II Nr. 233/2011, in der Fassung der 

Verordnung BGBl. II Nr. 212/2015geringer Mengen im Haushaltsbereich, nur von 

sachkundigen Personen verwendet werden. Für die berufliche Verwendung von 

Pflanzenschutzmitteln, jede nicht-berufliche Verwendung von Pflanzenschutzmitteln in der 

Landwirtschaft, ausgenommen die Anwendung mit handgeführten Geräten oder 

Rückenspritzen und die Anwendung von für den biologischen Landbau zugelassenen Mitteln, 

sowie für Beraterinnen und Berater für die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln ist der 

Besitz eines gültigen Sachkundeausweises erforderlich. Dieser ist auf Verlangen eines Organs 

der Behörde vorzuweisen. 

(2) Sachkundig im Sinn des Abs. 1 sind Personen, die über die für die sachgerechte 

Verwendung von Pflanzenschutzmitteln erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten 

nachweislich verfügen (Sachkundenachweis). Als Nachweis der erforderlichen Kenntnisse 

und Fertigkeiten gilt 

 1. für berufliche Verwenderinnen bzw. Verwender, die nicht-berufliche Verwendung in der 

Landwirtschaft, ausgenommen die Anwendung mit handgeführten Geräten oder 

Rückenspritzen und die Anwendung von für den biologischen Landbau zugelassenen 

Mitteln, sowie für Beraterinnen und Berater für die Verwendung von 

Pflanzenschutzmitteln: 

 a) eine am 1. Jänner 1992 nach Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht mindestens 

fünfjährige praktische Betätigung in der Landwirtschaft in Verbindung mit der 

erfolgreichen Teilnahme an einem Weiterbildungskurs der Landwirtschaftskammer 

für Oberösterreich im Ausmaß von mindestens acht Stunden, 

 b) die erfolgreiche Teilnahme an einem Ausbildungskurs der Landwirtschaftskammer 

für Oberösterreich im Ausmaß von mindestens 20 Stunden, 

 c) die erfolgreiche Teilnahme an einer sonstigen fachlich einschlägigen Ausbildung, 

wenn die Landwirtschaftskammer für Oberösterreich bestätigt, dass diese 

Ausbildung geeignet war, die erforderlichen Fachkenntnisse und Fertigkeiten zu 

vermitteln, 

 d) der erfolgreiche Abschluss einer landwirtschaftlichen Fachschule der Fachrichtungen 

Landwirtschaft oder Gartenbau, einer Berufsausbildung im Ausbildungsgebiet 

Landwirtschaft oder in den Ausbildungsgebieten Garten-, Feldgemüse-, Wein- oder 

Obstbau, einer einschlägigen gewerblichen Berufsausbildung, einer höheren land- 

und forstwirtschaftlichen Lehranstalt oder eines Universitätsstudiums einschlägiger 

Fachrichtungen, oder 
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 e) die Gewerbeberechtigung für das Gewerbe der Schädlingsbekämpfung; 

 2. für sonstige Verwenderinnen bzw. Verwender: 

 a) ein Nachweis der erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten gemäß Z 1, 

 b) die erfolgreiche Teilnahme an einem von der Landwirtschaftskammer für 

Oberösterreich veranstalteten Ausbildungskurs im Ausmaß von mindestens fünf 

Stunden, oder 

 c) die erfolgreiche Teilnahme an einer sonstigen fachlich einschlägigen Ausbildung, 

wenn die Landwirtschaftskammer für Oberösterreich bestätigt, dass diese 

Ausbildung geeignet war, die erforderlichen Fachkenntnisse und Fertigkeiten zu 

vermitteln. 

(3) Die Landwirtschaftskammer für Oberösterreich hat in ihren Aus- und 

Weiterbildungskursen den Inhalt des Anhangs I der Richtlinie 2009/128/EG zu vermitteln. 

(4) Ein Sachkundeausweis ist von der Landwirtschaftskammer für Oberösterreich auf 

Antrag auszustellen, wenn die Antragstellerin bzw. der Antragsteller einen Nachweis der 

erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten gemäß Abs. 2 Z 1 erbringt und gegen sie oder ihn 

keine Maßnahme gemäß § 21 Abs. 1 Z 1 rechtswirksam angeordnet ist. 

(5) Der Sachkundeausweis hat zumindest folgende Angaben bzw. Merkmale zu enthalten: 

 1. die Bezeichnung „Sachkundeausweis“; 

 2. die ausstellende Stelle; 

 3. Name, Geburtsdatum und ein Lichtbild der Inhaberin bzw. des Inhabers; 

 4. Ausstellungsdatum und Ablaufdatum der Gültigkeit; 

 5. die Unterschrift der bzw. des Ausstellungsbefugten. 

Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Vorschriften insbesondere über das 

Aussehen und die Beschaffenheit des Sachkundeausweises zu erlassen. 

(6) Dem Antrag auf Ausstellung eines Sachkundeausweises ist ein Nachweis der 

erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten gemäß Abs. 2 Z 1 anzuschließen und – sofern die 

dafür erforderlichen Ausbildungen länger als drei Jahre vor der Antragstellung abgeschlossen 

wurden – die Teilnahme an einem Weiterbildungskurs gemäß Abs. 8 nachzuweisen, der nicht 

länger als drei Jahre vor der Antragstellung abgeschlossen worden sein darf. 

(7) Der Sachkundeausweis wird für die Dauer von sechs Jahren ausgestellt. Eine 

Neuausstellung darf nur erfolgen, wenn die Teilnahme eines Weiterbildungskurses gemäß 

Abs. 8 nachgewiesen wird. Dieser Kurs darf nicht länger als drei Jahre vor der Antragstellung 

abgeschlossen worden sein. 

(8) Weiterbildungskurse sind von der Landwirtschaftskammer für Oberösterreich im 

erforderlichen Umfang zu veranstalten und haben bei einer Mindestdauer von fünf Stunden 

insbesondere die für die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln wesentlichen neuen 

Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln. Darüber hinaus kann die Landwirtschaftskammer 

für Oberösterreich Weiterbildungskurse von anderen Veranstalterinnen bzw. Veranstaltern, 

die gleichwertige Informationen vermitteln, als Weiterbildungskurse im Sinn dieser 

Bestimmung anerkennen. 

(9) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben der Landwirtschaftskammer für 

Oberösterreich die Namen und Geburtsdaten jener Personen unverzüglich mitzuteilen, gegen 

die rechtswirksam Maßnahmen gemäß § 21 Abs. 1 Z 1 angeordnet wurden. Die 



  Seite 4 

Landwirtschaftskammer für Oberösterreich hat der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungs-

behörde auf Anfrage die Daten betreffend Inhaberinnen und Inhaber eines 

Sachkundeausweises mitzuteilen. 

(10) Bei der Wahrnehmung behördlicher Aufgaben nach diesem Landesgesetz wird die 

Landwirtschaftskammer für Oberösterreich als Pflanzenschutzstelle gemäß § 10 Abs. 2 

Oö. Pflanzenschutzgesetz 2002 im übertragenen Wirkungsbereich tätig; sie ist dabei an die 

Weisungen der Landesregierung gebunden. Der Erlös der von der Landwirtschaftskammer für 

Oberösterreich auf Grund des Oö. Verwaltungsabgabengesetzes 1974 erhobenen 

Verwaltungsabgaben ist ihr als Vergütung für ihre Mitwirkung an der Vollziehung zu belassen. 

(11) Als Sachkundeausweis gilt auch eine Bescheinigung gemäß Artikel 5 der Richtlinie 

2009/128/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über einen 

Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die nachhaltige Verwendung von Pestiziden, ABl. Nr. L 

309 vom 24.11.2009, S 71, eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union, des Bundes 

oder eines anderen österreichischen Bundeslandes. 

§ 18 

Verwendung 

(1) Pflanzenschutzmittel dürfen – unter Berücksichtigung der Aufbrauchfrist – nur 

verwendet werden, wenn sie im Pflanzenschutzmittelregister gemäß § 4 Abs. 2 

Pflanzenschutzmittelgesetz 2011, BGBl. I Nr. 10, eingetragen sind. Die Aufbrauchfrist für die 

Verwendung von Pflanzenschutzmitteln beträgt nach Maßgabe des Art. 46 der Verordnung 

(EG) Nr. 1107/2009 ein Jahr. 

(2) Die Landesregierung hat, wenn es zum Schutz des Lebens oder der Gesundheit von 

Menschen oder der Umwelt oder zur Umsetzung des Rechts der Europäischen Union 

erforderlich ist, durch Verordnung nähere Vorschriften über das Verwenden von 

Pflanzenschutzmitteln zu erlassen; insbesondere über ein Verbot oder die zeitliche, örtliche, 

sachliche oder mengenmäßige Einschränkung der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln in 

Gebieten im Sinn des Art. 12 lit. a bis c der Richtlinie 2009/128/EG, unter Berücksichtigung 

der Auswirkungen auf die Gesundheit, biologische Vielfalt oder der Ergebnisse einschlägiger 

Risikobewertungen. Im Fall der Zulassung der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln in 

diesen Gebieten ist zu beachten, dass deren Verwendung soweit wie möglich verringert wird, 

Pflanzenschutzmittel mit geringem Risiko sowie biologische Bekämpfungsmaßnahmen zu 

bevorzugen sind und geeignete Risikomanagementmaßnahmen getroffen werden. 

(3) Das Spritzen oder Sprühen von Pflanzenschutzmitteln mit Luftfahrzeugen ist verboten. 

Auf Antrag kann die Behörde für das Ausbringen von Pflanzenschutzmitteln aus unbemannten 

Luftfahrzeugen (Drohnen) in besonderen Fällen mit Bescheid Ausnahmen von diesem Verbot 

bewilligen. Die Landesregierung hat unter Berücksichtigung der Voraussetzungen von Art. 9 

Abs. 2 bis 6 der Richtlinie 2009/128/EG durch Verordnung nähere Vorschriften für die 

Bewilligung dieser Ausnahmen zu erlassen. 

(4) Treten bei der Verwendung Pflanzenschutzmittel in einer Menge oder Konzentration 

aus, die das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder die Umwelt gefährden, hat die 

Verursacherin bzw. der Verursacher sofort geeignete Maßnahmen zur schadlosen 

Beseitigung des Pflanzenschutzmittels einzuleiten. 
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(5) Bei der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln ist das Rauchen, Essen und Trinken 

verboten. Erforderlichenfalls sind ein geeigneter Atemschutz und eine geeignete 

Schutzbekleidung zu verwenden. Nach dem Kontakt mit Pflanzenschutzmitteln sind 

ungeschützte Hautstellen sorgfältig zu reinigen. 

(6) Bei der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln sind nachteilige Einwirkungen auf 

Nachbargrundstücke zu vermeiden. Sind solche Einwirkungen für die Verwenderin bzw. den 

Verwender erkennbar dennoch eingetreten, so ist hievon die Eigentümerin bzw. der 

Eigentümer oder die bzw. der Nutzungsberechtigte des Nachbargrundstücks unverzüglich in 

Kenntnis zu setzen und über die zur Beurteilung der Einwirkung maßgeblichen Umstände zu 

informieren. 

(7) Die §§ 25 und 26 gelten sinngemäß, wenn mit Grund anzunehmen ist, dass durch die 

Verwendung von Pflanzenschutzmitteln die Schutzzwecke des § 16 Abs. 1 beeinträchtigt sind. 

§ 18a 

Aufzeichnungen 

Über das Verbrauchen, Anwenden, Ausbringen und Gebrauchen von 

Pflanzenschutzmitteln ist, außer bei der nicht-beruflichen Verwendung von 

Pflanzenschutzmitteln gemäß § 11 Pflanzenschutzmittelverordnung 2011, BGBl. II 

Nr. 233/2011, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 212/2015außer bei der Verwendung 

geringer Mengen im Haushaltsbereich, ein Spritztagebuch zu führen. Darin sind entsprechend 

Art. 67 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 jedenfalls die Bezeichnung und Menge des 

verwendeten Pflanzenschutzmittels, der Zeitpunkt der Verwendung, die behandelte Fläche 

und die Kulturpflanze, für die das Pflanzenschutzmittel verwendet wurde, unverzüglich 

einzutragen. Das Spritztagebuch ist für jedes Kalenderjahr gesondert zu führen und vier Jahre 

lang aufzubewahren. Die Pflicht zur Führung eines Spritztagebuchs wird auch durch 

Aufzeichnungen erfüllt, die auf Grund von Bestimmungen der Marktordnung oder der 

Teilnahme an umweltbezogenen Förderprogrammen des Bundes oder des Landes 

Oberösterreich geführt werden, sofern diese sämtliche im zweiten Satz angeführten Daten 

enthalten. 

§ 21a 

Aktionsplan 

(1) Die Landesregierung hat einen Aktionsplan über die nachhaltige Verwendung von 

Pflanzenschutzmitteln zu erlassen. Der Aktionsplan hat unter Berücksichtigung der 

allgemeinen Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes, der Grundsätze der guten 

Pflanzenschutzpraxis und der Anwendung des Vorsorgeprinzips 

 1. quantitative Vorgaben, Ziele, Maßnahmen und Zeitpläne zur Verringerung der Risiken 

und der Auswirkungen der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln auf die menschliche 

Gesundheit und die Umwelt festzulegen, die die Verwendung von chemischen 

Pflanzenschutzmitteln auf das unbedingt notwendige Mindestmaß beschränken, 

 2. die Entwicklung und Einführung des integrierten Pflanzenschutzes sowie alternativer 

Methoden und Verfahren, wie die Methoden des biologischen Landbaus, insbesondere 

die nicht-chemischen Maßnahmen des Pflanzenschutzes sowie den Einsatz von 

Nützlingen, zu fördern, um die Abhängigkeit von der Verwendung von 

Pflanzenschutzmitteln zu verringern, und 
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 3. die Sammlung vorhandener und künftiger Verwendungs- und Referenzdaten für 

Indikatoren zur Überwachung der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln, die 

besonders bedenkliche Wirkstoffe enthalten, zu umfassen, insbesondere wenn nicht-

chemische Alternativen verfügbar sind. 

(2) Die Zielvorgaben gemäß Abs. 1 Z 1 und 2 haben insbesondere den Schutz der 

Arbeitnehmer, den Umweltschutz, den Umgang mit Rückständen, den Einsatz bestimmter 

Techniken im Pflanzenschutz und die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln und -techniken 

für bestimmte Kulturpflanzen zu berücksichtigen. 

(3) Bei der Festlegung von Indikatoren gemäß Abs. 1 Z 3 sind Pflanzenschutzmittel, die 

im Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 

aufgenommene Wirkstoffe enthalten, die zu dem Zeitpunkt, zu dem die Zulassung gemäß 

Art. 80 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 über das Inverkehrbringen von 

Pflanzenschutzmitteln zu erneuern ist, die Kriterien des Anhangs II Z 3.6 (Auswirkungen auf 

die menschliche Gesundheit), Z 3.7 (Verbleib und Verhalten in der Umwelt) und Z 3.8 

(Ökotoxikologie) der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 nicht erfüllen, besonders zu 

berücksichtigen. 

(4) Auf der Grundlage der Indikatoren gemäß Abs. 1 Z 3 sind im Aktionsplan Zeitpläne und 

Zielvorgaben für die Einschränkung der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln festzulegen, 

insbesondere, wenn die Einschränkung der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln geeignet 

ist, eine Verringerung des Risikos im Hinblick auf die ermittelten Trends bei der Verwendung 

von Pflanzenschutzmitteln, insbesondere jener, welche Wirkstoffe enthalten oder die 

Kulturpflanzen, Regionen oder Verfahren betreffen, die besondere Aufmerksamkeit erfordern, 

um die Ziele gemäß Abs. 1 Z 1 und 2 zu erreichen. Dabei sind der bestehende Zustand zu 

beschreiben und die bereits auf Grund anderer Maßnahmen erreichten Zielvorgaben für die 

Verringerung des Risikos oder der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln sowie bewährte 

Praktiken zu berücksichtigen. 

(5) Die Zielvorgaben gemäß Abs. 4 können nach Maßgabe ihrer Eignung für die 

Erreichung der Einschränkung der Verwendung von chemisch-synthetischen 

Pflanzenschutzmitteln oder ihres Risikos sowohl als vorläufige als auch als endgültige Ziele 

festgelegt werden, wobei alle notwendigen Maßnahmen auszuschöpfen sind, um die Ziele 

gemäß Abs. 4 zu erreichen. 

(6) Im Aktionsplan ist weiters 

 1. zu beschreiben, welche gesetzlichen Maßnahmen zur Umsetzung der Richtlinie 

2009/128/EG erlassen wurden und welche sonstigen Maßnahmen zu ergreifen sind, 

um die Ziele gemäß Abs. 1 Z 1 und 2 zu erreichen, 

 2. Planungen auf Grund anderer unionsrechtlicher oder landesgesetzlicher Vorschriften 

über die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln Rechnung zu tragen, und 

 3. auf Planungen auf Grund bundesrechtlicher Vorschriften, insbesondere auf dem Gebiet 

des Wasserrechts, Bedacht zu nehmen. 

(7) Der Aktionsplan ist unter Berücksichtigung der aktuellen Erfordernisse mindestens alle 

fünf Jahre zu überprüfen und erforderlichenfalls zu überarbeiten. 
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(8) Bei der Erstellung sowie bei jeder Änderung des Aktionsplans hat eine Anhörung der 

Öffentlichkeit nach den Bestimmungen des § 38e Oö. Umweltschutzgesetz 1996 zu erfolgen. 

Darüber hinaus sind 

 1. die gesundheitlichen, sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkungen der 

geplanten Maßnahmen, 

 2. die besonderen ökologischen, klimatischen, geologischen, wasserwirtschaftlichen und 

landwirtschaftlichen Bedingungen in Oberösterreich, und 

 3. alle relevanten Interessengruppen 

zu berücksichtigen. 

(9) Die Landesregierung hat den Aktionsplan dem Bundesminister für Land- und 

Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft bis längstens 30. April 2012 zu übermitteln. 

Ebenso sind wesentliche Änderungen gemäß Abs. 7 unverzüglich dem Bundesminister für 

Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu übermitteln. Werden vom 

Bundesminister zu diesem Zweck einheitliche Berichtsformate zur Verfügung gestellt, sind 

nach Möglichkeit diese zu verwenden. 

(10) Durch den Aktionsplan werden subjektiv-öffentliche Rechte nicht begründet. 

IX. ABSCHNITT 

Straf- und Schlußbestimmungen 

§ 49 

Strafbestimmungen 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, wer 

 1. Klärschlamm entgegen § 3 Abs. 1 zur Ausbringung abgibt oder Klärschlamm entgegen 

§ 3 Abs. 1 oder § 4 Abs. 1 sowie Kompost entgegen § 3 Abs. 8 ausbringt oder seinen 

Verpflichtungen nach § 3 Abs. 9 nicht nachkommt; 

 2. Bodenuntersuchungen gemäß § 4 Abs. 1, Abs. 2 erster Satz oder Abs. 3 nicht 

veranlaßt; 

 3. die gemäß § 5 Abs. 1 oder Abs. 2 zulässige Ausbringungsmenge überschreitet; 

 4. einem Ausbringungsverbot oder einer sonstigen Beschränkung gemäß § 6 

zuwiderhandelt; 

 5. Senkgrubeninhalte oder Klärschlamm entgegen § 7 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 3 erster Satz 

oder Abs. 4 ausbringt oder Grünland (Wiesen, Weiden, Bergmähder und 

Feldfutterkulturen) entgegen § 7 Abs. 3 zweiter Satz nutzt oder den Verpflichtungen 

nach § 7 Abs. 6 nicht nachkommt; 

 5a. Senkgrubeninhalte entgegen § 8 Abs. 1 oder 2 erster Satz ausbringt oder 

Aufzeichnungen nach § 8 Abs. 2 zweiter Satz unterlässt; 

 5b. gegen § 8 Abs. 3 verstößt; 

 6. als Betreiber einer Abwasserreinigungsanlage den Bestimmungen des § 9 

zuwiderhandelt; 

 7. Klärschlamm entgegen der Bestimmung des § 11 Abs. 1 ausbringt oder die 

Bestätigung nach § 11 Abs. 4 nicht vorlegt; 

 8. den in Verordnungen oder Bescheiden, die auf Grund des II. Abschnittes dieses 

Landesgesetzes erlassen wurden, enthaltenen sonstigen Geboten oder Verboten 

zuwiderhandelt; 
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 9. einem Ausbringungsverbot gemäß § 15 Abs. 3 zuwiderhandelt; 

 10. der Verpflichtung gemäß § 15 Abs. 4 nicht nachkommt; 

 11. dem § 17 Abs. 1 oder den in den §§ 18 bis 18c sowie im Art. 55 der Verordnung (EG) 

Nr. 1107/2009 enthaltenen Geboten zuwiderhandelt; 

 12. dem § 19 Abs. 3 zuwiderhandelt; 

 13. der Informationspflicht gemäß § 20 nicht oder nicht vollständig nachkommt; 

 14. die Durchführung der Bodenzustandsuntersuchung gemäß § 22 Abs. 1 oder der 

zusätzlichen Bodenzustandsuntersuchung gemäß § 25 Abs. 1 verwehrt oder sie 

behindert; 

 14a. mehr Schadstoffe sowie andere oder mehr landwirtschaftliche Betriebsmittel ausbringt, 

als in der Verordnung gemäß § 24 Abs. 1 festgelegt ist, sofern die Ausbringung nicht 

durch Bescheid nach § 24a Abs. 2 genehmigt ist; 

 15. Maßnahmen, die gemäß § 27 Abs. 4 oder durch eine Verordnung gemäß § 27 Abs. 6 

vorgeschrieben wurden, nicht durchführt bzw. den festgelegten Geboten oder Verboten 

zuwiderhandelt; 

 16. einem Nutzungsverbot oder einer Nutzungsbeschränkung gemäß § 28 Abs. 1 

zuwiderhandelt; 

 17. Entfallen 

 18. den Verpflichtungen gemäß § 26 oder § 42 Abs. 1, Abs. 2 oder Abs. 4 zuwiderhandelt; 

 19. der Verpflichtung gemäß § 43 Abs. 1 oder einem Auftrag gemäß § 43 Abs. 2 nicht 

nachkommt; 

 20. den in Verordnungen oder Bescheiden, welche mit Ausnahme des II. Abschnittes auf 

Grund dieses Landesgesetzes erlassen wurden, enthaltenen sonstigen Geboten oder 

Verboten zuwiderhandelt. 

(2) Verwaltungsübertretungen gemäß Abs. 1 sind von der Bezirksverwaltungsbehörde 

 1. in den Fällen des Abs. 1 Z 1 bis 5 erster Halbsatz, Z 5a, Z 7 erster Fall bis Z 9, Z 14a 

bis 16 mit einer Geldstrafe bis zu 7.300 Euro, 

 2. in den Fällen des Abs. 1 Z 11, Z 13 und Z 19 mit einer Geldstrafe bis zu 3.600 Euro, 

 3. in den Fällen des Abs. 1 Z 5 zweiter Halbsatz, Z 5b, Z 6, Z 7 zweiter Fall, Z 10, Z 12, 

Z 14, Z 18 und Z 20 mit einer Geldstrafe bis zu 2.200 Euro 

zu bestrafen. 

(3) Nach wiederholter rechtskräftiger Bestrafung nach Abs. 1 Z 1 bis Z 4, Z 5 - jedoch nur, 

wenn Senkgrubeninhalte und Klärschlamm entgegen den Bestimmungen des § 7 Abs. 1 bis 

Abs. 3 ausgebracht werden - und Z 8 kann die Behörde neben der Geldstrafe ein 

Ausbringungsverbot als Strafe verhängen, wenn eine solche Maßnahme notwendig ist, um 

den Täter von weiteren gleichartigen Verwaltungsübertretungen abzuhalten. Das 

Ausbringungsverbot ist erforderlichenfalls im Hinblick auf den Zweck des Gesetzes zeitlich, 

örtlich oder sachlich zu beschränken. 

(4) Die Verjährungsfrist im Sinn des § 31 Abs. 2 VStG beträgt in den Fällen des Abs. 1 

Z 1, 2, 3, 4, 5 – jedoch nur, wenn Senkgrubeninhalte und Klärschlamm entgegen den 

Bestimmungen des § 7 Abs. 1 bis 4 ausgebracht werden oder Grünland (Wiesen, Weiden, 

Bergmähder und Feldfutterkulturen) entgegen § 7 Abs. 3 zweiter Satz genutzt wird –, Z 7, 8, 

11, 14a, 15 und 16 zwei Jahre. 
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(5) Die Strafgelder fließen dem Land Oberösterreich zu. 

(5a) Nach wiederholter rechtskräftiger Bestrafung nach Abs. 1 Z 5a kann die Behörde 

unter sinngemäßer Anwendung des Abs. 3 ein Ausbringungsverbot als Strafe verhängen. Die 

Verjährungsfrist im Sinn des § 31 Abs. 2 VStG beträgt in den Fällen des Abs. 1 Z 5a zwei 

Jahre. 

 

 

 

 

 

 

 


